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Geſetz⸗ Senmlie- 


für die 


Königlichen Preuß iſchen Staa 


— No. 1 T2 


(No. 125 50 Allerhoͤchſte Kabinetsorder 5 SIE Erhaltung der Stadtmauern ꝛc. betreffend; 
4 


Vom 20ſten Juni 1830. 


1 
Ich bin mit den im Berichte des Staatsminiſterii vom Sten v. M. entwickelten 


4 


Anſichten darin einverſtanden, daß den Stadtgemeinden die willkuͤhrliche Abtra⸗ 
gung ihrer Stadt⸗-Mauern, Thore, Thuͤrme, Waͤlle und anderer, zum Berſchluſſe 
ſowohl, als zur Vertheidigung der Staͤdte beſtimmten Anlagen, weder in polizei⸗ 
licher, noch in militairiſcher, noch in finanzieller Ruͤckſicht geſtattet werden kann, 
und daß der H. 33. Tit. 8. Th. 1. des Allgemeinen Landrechts auf dieſen Gegen⸗ 
ſtand allerdings zu beziehen iſt. Um allen ferneren Smafeht hierüber Borzubeugen, 
verordne Ich Folgendes: 

1) Wenn die Stadtbehörden die Stadtmauern und andere obenbenannte Anlagen 
ganz, oder zum Theile abzutragen, oder damit Veränderungen vorzunehmen 
beabſichtigen; ſo haben ſie dieſe Abſicht zuvoͤrderſt der Regierung anzuzeigen 
und vor der Ausfuͤhrung deren Entſchließung zu erwarten. Die Regierungen 
ſind von den Miniſterien des Innern, des Krieges und der Finanzen wegen 

ek anzuſtellenden weiteren Eroͤrterungen mit Inſtruktion zu verſehen. 

2) Dafern eine Anlage der gedachten Art von ſelbſt durch die Zeit verfaͤllt, 

und deren Erhaltung und Wiederherſtellung in polizeilicher, militairiſcher, 
oder finanzieller Hinſicht für nothwendig erachtet wird, ſo ſoll das beſtehende 
Sach- und Rechtsverhaͤltniß unterſucht und hiernach) noͤthigenfalls im 

Rechtswege fefigeftellt werben, wem die Verbindlichkeit zu Tragung der 

diesfallſigen Koſten obliegt. Wenn aber die Wiederherſtellung des ſchad— 

haften Verſchluſſes mahl- und ſchlachtſteuerpflichtiger Staͤdte lediglich und 
ausſchließlich zur Sicherung der Steuergefaͤlle erforderlich iſt, ſo ſollen 
diejenigen Staͤdte, welchen zu Deckung ihres Kommunal⸗Beduͤrfniſſes ein 

Zuſchlag zur Mahl- und Schlachtſteuer bewilligt iſt, jedenfalls einen nach 

dem Verhaͤltniſſe dieſes Zuſchlags zur Hauptſteuer abzumeſſenden Beitrag 

zu den Koſten derjenigen Vorkehrungen leiſten, welche die Steuerverwal⸗ 
tung zur Erreichung des obgedachten Zweckes fuͤr nothwendig erkennt. 
Dieſen Meinen Befehl hat das Staatsminiſterium durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. Berlin, den 20ſten Juni 1830. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
Jahrgang 1830. — (No. 1238 — 1260.) T (Jo. 1239.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 34ſten Auguſt 1830.) 
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(No. 1259.) Bekanntmachung einiger zuſaͤtzlichen und abaͤndernden Beſtimmungen zu dem 
unter dem 12ten März 1825. beſtaͤtigten Plane der See-Aſſekuranzgefell⸗ 
! ſchaft zu Stettin. D. d. den 26ſten Juli 1830. 5 
Milt Allerhoͤchſter Kabinetsorder vom 12ten Mai 1830. haben des Koͤnigs 
Majeſtaͤt nachſtehende zuſaͤtzliche und abaͤndernde Beſtimmungen zu dem unter 
dem 12ten März 1825. beſtaͤtigten, und durch die Geſetzſammlung vom Jahre 
1823. No. 7. Seite 41 — 35. bekannt gemachten Plane der See-Aſſekuranz⸗ 
Geſellſchaft zu Stettin, nach den Beſchluͤſſen der General-Verſammlung der 
Aktien⸗-Inhaber vom 26ſten März 1829. zu genehmigen geruhet. 

Zu H. 12. des Aſſekuranz-Plans. Die Wahlfaͤhigkeit der Aktien⸗ 
Beſitzer zu Direktoren der Geſellſchaft ſoll fortan nicht auf den eigenthuͤmlichen 
Beſitz von zehn Aktien beſchraͤnkt ſeyn, ſondern ſchon das Eigenthum von fuͤnf 
Aktien wahlfaͤhig machen. 5 

Zu $. 29. Die von den auswärtigen Agenten der Geſellſchaft ausge⸗ 
fertigten Interims⸗Scheine ſollen dieſelbe eben ſo verpflichten, als die Poliee ſelbſt. 

Zu F. 30. Die große Havarie ſoll jederzeit nach den in dem Beſtim⸗ 
mungsorte des Schiffs und nach den daſelbſt geltenden Geſetzen aufgemachten 
Dispachen, jede partikulaire Havarie aber, nach den Beſtimmungen der Ham⸗ 
burger Aſſekuranz⸗ und Havarie-Ordnung vom 10ten September 1731., in 
Verbindung mit den Ufancen der Hamburger Boͤrſe, verguͤtet werden. - 

Zu F. 34. Die Schlußworte: „Die Verſicherten koͤnnen mit angeblichen, 
oder liquiden Schäden nicht kompenſiren“ fallen als uͤberfluͤſſig weg. N 

Zu H. 35. lit. I. Ceſſionen der Police koͤnnen nur unter Genehmigung 
der Geſellſchaft, oder ihrer Agenten, guͤltig erfolgen. ; 

Zu H. 35. lit. o. Die Verguͤtigungen der großen Havarie, in Bezug 
auf die Vorſchrift in dem H. 30. des Plans, werden nur in dem Betrage der 
aufgemachten Original⸗Dispache geleiſtet. f 

Zu H. 36. Die Abaͤnderungen des Aſſekuranz⸗Plans nach den Beſchluͤſſen 
der Generalverſammlung bleiben der landesherrlichen Genehmigung unterworfen. 

Berlin, den 26ſten Juli 1830. SIE = 

Miniſterium des Innern. Miniſterium der Juſtiz. 
v. Schuckmann. i In deſſen Auftrage: v. Kamptz. 


(Jo. 1260.) Schiffahrts⸗Vertrag zwiſchen Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen und Sr. Königl. a 
S Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg. Vom 26ften Juli 1830. * 


ene Majeſtaͤt der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Oldenburg haben in der Abſicht, durch die Aufhebung alles Unter⸗ 
ſchiedes in der Behandlung der beiderſeitigen Schiffe und deren Ladungen in den 
Haͤfen des anderen Staates zur Erweiterung und Belebung der Handels ⸗Verbin⸗ 
dungen zwiſchen Ihren beiderſeitigen Landen, und zur Erleichterung Ihrer hiebei 
betheiligten Unterthanen beizutragen, Bevollmaͤchtigte ernannt, naͤmlich: 

sn ene 


2 
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Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: = 
Allerhoͤchſt-Ihren Geheimen Legations-Rath Ernſt Michaelis; 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 5 
Hoͤchſt-Ihren Oberſchenk, Staats- und Geheimen Kabinets - Rath 
Wilhelm Ernſt Freiherrn von Beaulieu-Marconnay, Groß⸗ 
kreuz des Kaiſerlich-Ruſſiſchen St. Annen⸗Ordens und Ritter des Koͤnig⸗ 
lich-Preußiſchen rothen Adler-Ordens 3ter Klaſſe, 5 
von welchen Bevollmaͤchtigten, unter Vorbehalt der Ratifikation, nachſtehender 
Vertrag abgeſchloſſen worden iſt. VER . 5 
Art. 1. Die Preußiſchen, mit Ballaſt oder beladen in den Großherzoglich⸗ 
Oldenburgiſchen Haͤfen ankommenden oder aus ſelbigen auslaufenden, imgleichen 
die Oldenburgiſchen, mit Ballaſt oder beladen in den Koͤniglich⸗Preußiſchen Haͤfen 
ankommenden oder aus ſelbigen auslaufenden Schiffe, ſollen daſelbſt bei ihrem 
Eingange wie bei ihrer Abfahrt, hinſichtlich der jetzt beſtehenden oder kuͤnftig anzu⸗ 
ordnenden Hafen⸗, Tonnen⸗, Feuer-, Lootſen- und Bergegelder, wie auch hin⸗ 
ſichtlich aller anderen, jetzt oder kuͤnftig der Staatskaſſe, den Städten oder Privat⸗ 
Anſtalten zufließenden Abgaben und Laſten irgend einer Art oder Benennung, auf 
demſelben Fuße, wie die Nationalſchiffe, behandelt werden. i 
Art. 2. Allen Waaren, Gütern und Handelsgegenſtaͤnden, fie ſeyen 


a inlaͤndiſchen oder auslaͤndiſchen Urſprungs und Eigenthums, welche jetzt oder in 


Zukunft auf Nationalſchiffen in die Koͤniglich-Preußiſchen oder in die Großherzog⸗ 
lich⸗Oldenburgiſchen Hafen ein- oder aus felbigen ausgeführt werden dürfen, ſoll 
in ganz gleicher Weiſe auch auf den Schiffen des anderen Staates der Ein- oder 
Ausgang geſtattet ſeyn, ohne mit hoͤheren oder anderen Abgaben irgend einer Art 
belaſtet zu werden, als bei der Ein- oder Ausfuhr derſelben Gegenftände auf Natio⸗ 
nalſchiffen zu entrichten find. Auch ſollen bei der Ein- oder Ausfuhr ſolcher Waaren, 
Güter: und Handelsgegenſtaͤnde auf Schiffen des anderen Staates die naͤmlichen 
Praͤmien, Ruͤckzoͤlle, Vortheile und irgend ſonſtige Beguͤnſtigungen gewaͤhrt werden, 
welche etwa fuͤr die Ein⸗ oder Ausfuhr auf Nationalſchiffen beſtehen, oder kuͤnftig 
zugeſtanden werden moͤchten. N f N 
Art. 3. Die vorſtehenden Beſtimmungen ſind in ihrem ganzen Umfange 

nicht nur dann anwendbar, wenn bie beiderfeitigen Schiffe direkt aus ihren National⸗ 
Haͤfen ankommen, oder nach ſelbigen zuruͤckkehren, ſondern auch dann, wenn ſie 
unmittelbar aus den Hafen eines dritten Staates ankommen oder dahin beſtimmt find.- 

Art. 4. Was in den obigen Artikeln 1 bis 3. zunaͤchſt in Betreff der in die 
beiderſeitigen Seehaͤfen eingehenden oder aus ſelbigen auslaufenden Seeſchiffe des 


anderen Staates und deren Ladungen feſtgeſetzt iſt, ſoll auch auf den gegenſeitigen 


Fluß⸗Schiffahrts⸗Verkehr völlige Anwendung finden. 3 
Art. 5. Die Preußiſchen ſowohl als die Oldenburger Schiffe follen gegen⸗ 


f ſeitig der Befugniſſe und Vorzuͤge, welche ihnen der gegenwaͤrtige Vertrag zuſichert, 


nur in ſofern genießen, als ſie mit den nach den Vorſchriften desjenigen Staates, 
(No. 1260 — 1261.) s ; deffen- 
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deſſen Flagge fie führen, zum Beweiſe ihrer Nationalität ausgefertigten Schiffspaͤſſen 
und Muſterrollen verſehen find. Bei den Slußfi chiffen genuͤgt in dieſer Beziehung das 
| in der Weſer⸗Schiffahrts⸗Akte vom 10ten September 1823. vereinbarte Manifeſt. 
| ü Art. 6. Die Dauer des gegenwaͤrtigen Vertrages, welcher vom Tage 
der Auswechſelung der Ratififationen ab in Kraft treten wird, ift vorläufig bis zum 
letzten Dezember 1840. feſtgeſetzt, und wenn derſelbe nicht zwoͤlf Monate vor dem 
Ablaufe dieſes Zeitraums von der einen oder der andern Seite aufgekuͤndigt werden 
ſollte, fo wird er als auf ferner ein Jahr und ſofort bis zum Ablaufe eines Jahres 
nach erfolgter Aufkuͤndigung verlaͤngert angeſehen werden. i 
Art. 7. Der gegenwaͤrtige Vertrag ſoll unverzuͤglich zur landesherrlichen 
Ratifikation vorgelegt und ſollen die Ratifikations⸗Urkunden ſpaͤteſtens binnen vier 
Wochen ausgewechſelt werden. f 
Zur Urkunde deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten denſelben unter 
Beidruckung ihrer Siegel unterzeichnet. So geſchehen Berlin, den 26ſten Juli 1830. 


Ernſt Michaelis. Wilhelm Ernſt Freih, v. Beaulieu⸗Marconnay. 
(555 (L. S.) 


Der vorſtehende Vertrag iſt von Seiner Majeſtaͤt dem Könige am Sten und 
von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg am 1 ten Auguſt 
d. J. ratifizirt worden. 5 i 


(No. 1261.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Sten Auguſt 1830., uͤber die bürgerlichen Ver⸗ 
5 haͤltniſſe der Juden in den neuen und wieder erworbenen Provinzen. 


9 
e e e eee, 956 habe zwar bei mehreren Veranlaſſungen, unter andern im Eingange der durch 
Deere u „die Geſetzſammlung bekannt gemachten Verordnung vom 30ſten Auguft1816,, Meine 
5 iu gane 41972 Willens meinung daruͤber ausgeſprochen, daß das Edikt vom ten Maͤrz 1812., die 
as 3 bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden betreffend, nur in den alten Provinzen, in welchen 
dag age , es nach feiner Erlaſſung publizirt worden ift, ‚Gültigkeit haben ſolle. Da aber deſſen 
.. vvAlngeachtet nach dem Berichte des Staatsminiſterit vom 31ſten Mai d. J. neuerlich 
3 Zweifel Darüber. entſtanden find, ob nicht dieſes Edikt bei Publikation des Allgemei⸗ 
nen Landrechts und der Gerichts⸗-Ordnung in den neuen und wieder erworbenen 
Provinzen, als unter den die gedachten Geſetzbüͤcher ergaͤnzenden und erlaͤuternden 
Beſtimmungen mit eingefuͤhrt worden ſey; ſo beſtimme Ich hierdurch ausdruͤcklich: 
daß das Edikt vom 11ten März 1812. nur in denjenigen Provinzen, in welchen 


eee bei feiner Erlaſſung publizirt worden, gelten, in den neuen und wieder erwor⸗ 
CV Qt Pra, DEREN Provinzen dagegen, als mit dem Allgemeinen Landrecht und der Gerichts⸗ 
„ ie, Ordnung eingeführt nicht betrachtet, vielmehr in letzteren, bis zu weiterer 
e e,, , geſetzlicher Beſtimmung, ſich in Hinſicht der Verhaͤltniſſe der Juden lediglich 
nach denjenigen Vorſchriften geachtet werden ſoll, welche bei der Beſitznahme 
dieſer Provinzen, als darin geſetzlich beſtehend, vorgefunden worden ſind. 
Dieſen Meinen Befehl hat das Staatsminiſterium durch die Geſetzſammlung bekannt 


. 85 zu machen. Berlin, den Sten Auguſt 1830. 8 ; ; 
VVV Friedrich Wilhelm. 
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u e das Staatsminiſterium. 


